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Juristinnenbund zum Internationalen Tag gegen die weibliche Genitalver-

stümmelung

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) fordert zum heutigen Internationalen Tag gegen die

weibliche Genitalverstümmelung ihre nachhaltige Überwindung und weitreichende Aufklä-

rung über die menschenrechtsverletzende Praxis der Verstümmelung weiblicher Genitalien.

Weltweit zählen 130 Millionen Mädchen und Frauen zu den Opfern der Female Genital

Mutilation (FGM). Unzähligen wird ihre sexuelle Selbstbestimmung genommen, viele Mäd-

chen sterben an den Folgen weiblicher Genitalverstümmelung. In Europa sind jährlich

180.000 Mädchen und Frauen der Gefahr von Genitalverstümmelung ausgesetzt, in Deutsch-

land sind es mehrere Tausend.

Die inkriminierten Eingriffe am weiblichen Genital führen nicht nur zu schweren und

schwersten Verletzungen und psychischen Belastungen. Sie sprechen den Frauen und Mäd-

chen vor allem das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung ab und sind Ausdruck der Abwer-

tung und Herabsetzung von Frauen. Vor diesem Hintergrund hat der Gesetzgeber diesen

Sonderfall der Körperverletzung mit § 226 a StGB als eigenen Tatbestand hervorgehoben

und so mit einem besonderen Unwerturteil versehen.

Angesichts der zunehmenden Zahl von Opfern in Deutschland fordert der djb wirkungsvolle

Strategien der Prävention, umfassenden Schutz der betroffenen Mädchen und Frauen und

die Unterstützung von Einrichtungen, die sich ihrer Beratung annehmen. „Gerade der Schutz

gefährdeter Mädchen muss gewährleistet sein, um derartige Menschenrechtsverletzungen

zu verhindern“, so Ramona Pisal, Präsidentin des djb. „Politik, Polizei, Lehr- und medizini-

sches Personal müssen sensibilisiert werden.“ Darüber hinaus bedarf es der Bereitstellung

von Aufklärungsangeboten, insbesondere für Migrant_innen sowie der Etablierung eines

flächendeckenden, angemessen ausgestatteten Beratungsangebots für betroffene Frauen.

Der djb begrüßt ausdrücklich die Einrichtung der Arbeitsgruppe von Bund, Ländern und

Nichtregierungsorganisationen zur Überwindung weiblicher Genitalverstümmelung und die

„European Female Genital Mutilation (FGM) Conference“, die am 28. Januar 2017 in Berlin

stattfand.


